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Mini-Blickpunkt 
November und Dezember 

Legitimierte Überstunden anstatt Fortschritt 
Meinung im Blick: Die Meinung von Melanie Schäfer 

ERDING -  Bayerns Sozial- und  
Familienministerin Ulrike Scharf 
möchte die Grenzen der täglichen 
Arbeitsstunden aufweichen und 
an einzelnen Tagen mehr als 10 
Stunden ermöglichen.  

Im ersten Moment klingt der  
Vorstoß modern, flexibel – freie 
Arbeitszeitgestaltung nach  
deinen Bedürfnissen. Überzeugt 
haben mich die Argumente trotz-
dem nicht.  

Warum? Der Appell unserer  
Ministerin: Wir müssen endlich 
im 21. Jahrhundert ankommen 
und dem Fachkräftemangel ent-
gegentreten, ergänzt mit dem 
Dauerbrenner der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. Für mich 
geht das an der Lebensrealität 
vorbei.  

Laut dem Statistischen Bundes-
amt gehören Überstunden für 
viele Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in Deutschland zum  
Arbeitsalltag: Durchschnittlich 4,5 

Millionen von ihnen haben im 
Jahr 2021 mehr gearbeitet, als in 
ihrem Arbeitsvertrag vereinbart 
wurde. 

Wird mit dem Vorstoß unserer 
Erdinger Ministerin also nur  
etwas legitimiert, was schon 
längst für viele Alltag ist? Nun 
könnte man denken, klasse, die 
haben doch sicherlich alle Spaß 
dabei. Wie erklärt es sich dann, 
dass parallel die Burn-out-Raten 
und Depressionen ansteigen?  
Als langjährige Gewerkschafterin 
gibt mir vor allem die erwähnte 
Freiwilligkeit zu denken. Wir  
wissen alle, dass es nicht nur faire 
Arbeitgeber gibt.  

Begrüßt wurde der Vorschlag u. a. 
vom Bayerischen Hotel- und Gast-
stättenverband DEHOGA:  
„[...]damit dann gearbeitet wer-
den kann, wenn die Arbeit auch 
tatsächlich anfällt.“  

Eines muss man mir jedoch in die-
sem Zusammenhang erklären: 

Warum sind dazu mehr Stunden 
notwendig und warum sind auch 
in diesem Gewerbe Überstunden 
an der Tagesordnung?  

Kopfschütteln musste ich bei der 
Anpreisung bezüglich der Verein-
barkeit von Familie und Beruf. 
Klar, wer kennt nicht diesen  
elterlichen Traum, endlich 12 
Stunden zu arbeiten, um mehr 
Zeit für die Kinder zu haben.  

Für die Förderung von Eltern – 
insbesondere von Müttern – im 
Beruf brauchen wir nicht mehr 
Arbeitsstunden, sondern moder-
ne Arbeitsmodelle wie  
Jobsharing, bessere Löhne und 
vor allem mehr Kita-Plätze. Das 
hat Bayern aber jahrelang ver-
schlafen und stattdessen auf das 
Betreuungsgeld gesetzt.  

Am Ende ist der Vorschlag von 
Ulrike Scharf weder modern noch 
sozial und erst recht kein  
Instrument gegen den Fachkräf-
temangel.  

Frohes Neues! 

Foto: Alexander Kagan auf unsplash 

>> Mehr zu dieser Rubrik auf Seite 2 
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AfB-Landeskonferenz mit vielen Erdinger*innen 
12.11.2022, Nürnberg 

NÜRNBERG -  Auf der Landeskon-
ferenz der Arbeitsgemeinschaft 
für Bildung Bayern wurde neben 
der Wahl eines neuen Landesvor-
standes auch ein neues Grund-
satzprogramm für Bildung be-
schlossen.  

In Nürnberg wurde der bisherige 
Vorsitzende Herbert Lohmeyer 
einstimmig in seinem Amt bestä-
tigt. Auch unsere Kreisrätin und 
AfB Oberbayern Vorsitzende Ulla 
Dieckmann wurde als stellvertre-
tende Vorsitzende wiederge-
wählt.  

Sowohl der Landkreis als auch der 
Ortsverein Erding waren mit 6 
Delegierten stark vertreten,  
darunter unser Landtagskandidat 
Benedikt Klingbeil. 

Neben der Neuwahl des Vorstan-
des ging es natürlich primär um 
Sacharbeit und die Frage, wie wir 
als SPD zukünftig die Bildungspo-
litik in Bayern gestalten wollen. 
Dazu wurde ein fast 70-seitiges 
Antragsbuch erarbeitet. Das  
größte Antragspaket ist auch 
gleichzeitig eines der wichtigsten 
für die anstehende Landtagswahl: 
Das Grundsatzprogramm der SPD 
für Bildung.  

In diesem Programm beschäftigt 
sich die AfB mit allen bildungspo-
litischen Aspekten von frühkindli-
cher Bildung über das Schul- 
system bis hin zu politischer und 
Erwachsenenbildung. Dabei zie-
hen sich zwei Aspekte durch das  
gesamte Programm: Zum einen 
ist klar, dass der Zugang zu  
Bildung unabhängig von familiä-
rer und sozialer Herkunft für alle 
ermöglicht werden muss. Hierfür 
sollen konkrete Maßnahmen wie 
die Übernahme von Kosten oder 
erleichterter Zugang zu  
Bafög für alle, unabhängig vom 
Gehalt der Eltern, umgesetzt  
werden. Zum anderen muss  
Bildung mit der Zeit gehen. 

Dabei werden nicht nur die Ein-
führung und der Ausbau von digi-
talen Lehrmöglichkeiten, sondern 
auch neue Formen der Lehre ge-
fordert. Hier ist die Gemein-
schaftsschule, ein weiterer Aus-
bildungsweg deren Konzept auf 
längerem gemeinsamen Lernen 
und gelebter Inklusion basiert 
und verschiedene Schulabschlüs-
se ermöglicht, zu nennen. So 
muss auch endlich in Bayern die 
Gemeinschaftsschule eingeführt 
werden, so wie in allen anderen 
Bundesländern auch. 

Das Programm soll auch zum Be-
schluss als Grundsatzprogramm 
auf dem Landesparteitag vorge-
legt werden. 

V.l.n.R:  Alexander Frieß, Horst Schmidt, Leon Kozica, Benedikt Klingbeil, Ulla Dieckmann, Nico Schmidt 
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 Neues Format 

Wie ihr auf der ersten Seite be-
reits gesehen habt, führen wir 
eine neue Rubrik ein. In jeder 
Blickpunkt-Ausgabe wollen wir 
eine Meinung unserer SPD-
Mitglieder präsentieren. Den An-
fang macht Melanie.  

Du hast auch etwas zu sagen? 
Dann schreibe uns deine Sicht 
der Dinge und sende es an:  

vorstand@spd-stadt-erding.de  
Betreff: Publikation - Meinung im 
Blick 

 Neues Jahr 

Wir möchten uns ganz herzlich 
bei allen unseren Mitgliedern 
für das zurückliegende Jahr be-
danken! 

Wir freuen uns auf das kom-
mende Jahr, auf den anliegen-
den Wahlkampf, das 50. Jubilä-
um der ASF und viele weitere 
schöne Veranstaltungen und 
Begegnungen. 

Aktuelle Informationen auf: 

Spd-stadt-erding.de 

INTERN 

mailto:vorstand@spd-stadt-erding.de
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Neues aus dem Stadtrat 
Im November und Dezember 

RATHAUS - Bei den Haushaltsbe-
ratungen am 6. Dezember war 
eines schnell klar: Die Haushalts-
situation in diesem Jahr ist ange-
spannter als in den letzten.  
Dementsprechend wurden die 
Einzelposten in der ca. 5 stündi-
gen Sitzung auch besonders  
genau geprüft. Zwischendurch 
kamen immer wieder Diskussio-
nen über die geplanten Großpro-
jekte der Stadt, wie der Bau eines 
Kunst– und Begegnungshauses 
am Stahl-Museum auf. Eine  
Kürzung oder gar Einstellung  
dieser Projekte wurde aber, auch 
aufgrund des weit fortgeschritte-
nen Planungsstandes, mehrheit-
lich abgelehnt. Dementsprechend 
schnell kam dann auch die  
Diskussion über eine Erhöhung 
der Einnahmenseite, namentlich 
eine Erhöhung der Grundsteuer A 
und B ins Gespräch. Die Grund-
steuer B, die weit größere Einnah-
mequelle für die Stadt, solle um 
ca. 150 Punkte erhöht werden,  

so der Vorschlag der Verwaltung. 

In der anschließenden Diskussion 
brachte Stefan Grabrucker die  
Position der SPD-
Stadtratsfraktion vor: Eine  
derartige Erhöhung der  
Grundsteuer stelle in der aktuel-
len Situation, in der bereits viele 
Bürger durch Energiekosten und 
Inflation erhebliche Mehrbelas-
tungen zu schultern haben, ein 
fatales Zeichen dar. Die Fraktion 
sei gerne bereit noch einmal den 
Haushalt nach Einsparmöglichkei-
ten zu durchkämmen. Auch eine 
Erhöhung der Hundesteuer oder 
der bisher günstigen Parkgebüh-
ren wären für die Fraktion vor-
stellbar.  
Ebenfalls wurden bei den Haus-
haltsberatungen zwei Anträge 
der SPD-Fraktion eingebracht: Die 
anteilige Übernahme des Kopier-
geldes an städtischen Schulen 
und die  Errichtung von Sportge-
räten für Menschen mit Behinde-
rung im Stadtpark.  
Ersterer wurde leider gegen die 
Stimmen von SPD und Linker  

abgelehnt, der Zweite jedoch 
wurde in den Haushalt übernom-
men. 

Bei der beschließenden Sitzung 
am 20.12. legte die Fraktion dann 
eine Liste mit Posten vor, bei de-
nen nach Einschätzung der Stadt-
räte noch Einsparpotential be-
stünde. Jedoch wurde in der Sit-
zung von allen Gruppierungen 
weitestgehend auf weitere Ein-
sparungen verzichtet.  
Bei der anschließenden Diskussi-
on über die Erhöhung der Grund-
steuer A und B um jeweils 150 
Punkte stellte Leon Kozica noch 
einmal die unveränderte Position 
der SPD-Fraktion dar,  bei der an-
schließenden Abstimmung 
stimmten lediglich die SPD-
Stadträte gegen die Erhöhung. 
Dem Gesamthaushalt stimmte 
die Fraktion anschließend den-
noch zu. Alexander Gutwill be-
gründete dies in seiner kurzen 
Haushaltsrede mit dem klaren 
Bekenntnis zur wichtigen Arbeit, 
die in der Stadt jeden Tag zuver-
lässig erledigt wird. 

      Haushalt 

RATHAUS - In der Novembersit-
zung des Erdinger Stadtrates gab 
es neben dem Erlass einer  
neuen Friedhofsordnung im Rah-
men der Aufstellung einer neuen 
Urnenstele in Langengeisling eine 
ganze Reihe von Berichten: Ver-
treterinnen der Brücke berichte-
ten über ihre wichtige Arbeit in 
der Schulsozialarbeit an den  
städtischen Schulen, insbesonde-
re während und nach den Corona-
Einschränkungen. Herr Stauch 
berichtete von der Situation in 
den Obdachlosenunterkünften 
der Stadt, den Renovierungen in 
den Einrichtungen und den  
erwarteten Herausforderungen in 
der Zukunft. Außerdem wurde 
der Situationsbericht der Heilig-
Geist-Stiftung vorgetragen. 

Bei der Schulsozialarbeit fiel vor 
allem auf, dass das Homeschoo-
ling und die Angst das Corona-
Virus in die Klasse getragen zu 
haben bei einigen Schulkindern 
bis heute nachwirkt. Hier tätig zu 
werden stelle momentan die 
Hauptaufgabe der Schulsozialar-
beiter*innen dar - neben den  
vielen weiteren Aufgaben, die sie 
natürlich weiterhin wahrnehmen. 

Bei der Vorstellung der Situation 
in den Obdachlosenunterkünften 
konnte Herr Stauch zunächst Po-
sitives berichten: Dank einiger 
erfolgreicher Vermittlungen in 
den Wohnungsmarkt verzeichnen 
die Unterkünfte aktuell einen  
relativ hohen Leerstand. Nichts-
destotrotz rechnen die zuständi-
gen Mitarbeiter*innen im nächs-

ten Jahr wieder mit einer höheren 
Auslastung der Unterkünfte, da 
damit gerechnet wird, dass einige 
ukrainische Geflüchtete, die  
aktuell in Privatwohnungen  
wohnen, die Einrichtungen in  
Anspruch nehmen müssen. 

Ebenfalls in der Sitzung hat der 
Stadtrat die Gebührensatzungen 
für die Obdachlosenunterkünfte 
angepasst und die Nutzungsge-
bühren minimal erhöht. 

Die Stadtratsfraktion dankte den 
Vortragenden für ihre engagierte 
Arbeit und sicherte auch für die 
Zukunft ihre Unterstützung  
dieser wichtigen Tätigkeiten zu.  

Novembersitzung 

Rede mit: 

fraktion@Spd-stadt-erding.de 


